Geſetz⸗-Sammlung 
* für die 
„Kniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 7. —— 


(Nr. 3702) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Januar 1853., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauffee von 
Juͤterbog nach Baruth. 


Nachdem Ich. durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Juͤterbog nach Baruth Seitens des Juͤterbog⸗Luckenwalder Krei⸗ 
ſes gero habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht für 
die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent- 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs - Materialien, nach Maaßgabe 
der für die Staats ⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur 
Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe gegen Uebernahme 
der ere chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhe⸗ 
bung des hauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthalte: 
nen eee über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Cauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. Der gegen⸗ 
9 Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 5 
Berlin, den 31. Januar 1853. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter. 


—— — ᷑́ w — 
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(Nr. 3703.) Geſetz, die Abänderung der $$. 56., 219., 240. und 250. des Strafgeſetzbuches 
5 betreffend. Vom 9. Maͤrz 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 5 5 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: { 


Die $$. 56., 219., 240. und 250. des Strafgeſetzbuches werden dahin 
umgeaͤndert: | 


$. 56. 


Gegen denjenigen, welcher durch verſchiedene felbfiftändige Handlungen 
mehrere Verbrechen oder Vergehen begangen hat, iſt auf ſaͤmmtliche dadurch 
begruͤndete Strafen vereinigt zu erkennen. 

Es kann jedoch, inſoweit es ſich um Freiheitsſtrafen handelt, die Dauer 
derſelben bis auf das Maaß der fuͤr das ſchwerſte Verbrechen oder Vergehen 
beſtimmten Freiheitsſtrafe herabgeſetzt werden. 


$. 219. 


Wer bereits zweimal oder mehrere Male rechtskraͤftig durch einen 
Preußiſchen Gerichtshof wegen Diebſtahls oder Raubes verurtheilt worden iſt, 
foll wegen neuen Diebſtahls beſtraft werden, wie folgt: 


1) Wenn der neue Diebſtahl ein einfacher iſt ($$. 216. 217.), mit-Zucht: 
haus bis zu funfzehn Jahren. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo iſt 
auf Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten, ſowie auf zeitige Unterſagung 
der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 

2) Wenn der neue Diebſtahl ein ſchwerer ift (F. 218.), fo iſt die Strafe 
Zuchthaus von fuͤnf bis zu zwanzig Jahren. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo iſt 
auf Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren oder auf Gefaͤngniß nicht unter Einem 
Jahre und auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen 
Ehrenrechte zu erkennen. 

In allen Faͤllen (Nr. 1. und 2.) ſoll zugleich Stellung unter Polizei— 
Aufſicht eintreten. 


; Die vorftehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn entweder 

in Anſehung des letzten oder in Anſehung des früheren Verbrechens oder Ver: 

gehens die Straferhoͤhung wegen Ruͤckfalls geſetzlich ausgeſchloſſen iſt (§. 60.). 
$. 240. 


Wer bereits zweimal oder mehrere Male rechtskraͤftig durch einen 
Preu⸗ 


u er 


Preußiſchen Gerichtshof wegen Hehlerei verurtheilt worden ift, ſoll, wenn er 
ſich von Neuem der Hehlerei ſchuldig macht, beſtraft werden, wie folgt: 


1) Wegen einfacher Hehlerei (§. 237.) mit Zuchthaus bis zu funfzehn 


ahren. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo iſt 
auf Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten, ſowie auf zeitige Unterſagung 
der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. N 

2) Wenn die Hehlerei eine ſchwere ift ($. 238.), fo iſt die Strafe Zucht: 
haus von fuͤnf bis zu zwanzig Jahren. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo iſt auf 
Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren oder auf Gefaͤngniß nicht unter Einem 
Jahre und auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehren: 
rechte zagen Falle ei : i 

n allen en (Nr 1. und 2.) ſoll zuglei tellung unter Polizei⸗ 
Auffich eintreten. ſoll zug * 9 Poli 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn entweder 
in e letzten oder in Anſehung des früheren Verbrechens oder Ver: 
gehens die Straferhoͤhung wegen Ruͤckfalls geſetzlich ausgeſchloſſen iſt (H. 60.). 


$. 250, 2 


„Die urkundenfälſchung wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren und 
zugleich mit Geldbuße von funfzig bis zu Eintauſend Thalern befiraft. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo iſt die 

8 drei Monaten und zugleich Geldbuße nicht — 

en iti y 1 1 * 

chen Ehrenrechte anne weden Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerli 


Urkundlich unter Unſe ochſtei RR r: ; 
Königlichen 3080 — ſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Gegeben Charlottenburg, den 9. März 1853. 


(J. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3703—370l.) (Nr. 3704.) 
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(Nr. 3704.) Bekanntmachung uͤber den Beitritt der Großherzoglich Mecklenburg-Strelitziſchen 
Regierung zu dem Vertrage d. d. Gotha den 15. Juli 1851., wegen 
gegenſeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszuweiſenden. Vom 
11. Maͤrz 1853. 


E. wird hierdurch bekannt gemacht, daß dem Vertrage zwiſchen Preußen 

und mehreren anderen Deutſchen Regierungen wegen ale Verpflichtung 
ur Uebernahme der Auszuweiſenden vom 15. Juli 1851. (Geſetz⸗-Sammlung 
ahrgang 1851. Seite 711. ff.) in Gemaͤßheit des F. 15. deſſelben 


die Großherzegach Mecklenburg⸗Strelitziſche Regierung mittelſt Erklaͤ⸗ 
rung vom 28. Februar d. J. 


mit der MRaaßanbe beigetreten iſt, daß dem Großherzogthum Mecklenburg: 
8 gegenüber die Wirkſamkeit des Vertrages mit dem 1. März d. 8 
eginnt. N 


Berlin, den 11. Maͤrz 1853. 


Der Miniſterpräſident, Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
N v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniftertums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


